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AsV ZR 171/54

Verkündet
am 2o Mai 1956 
Hoffmeister, Just.Ang« 
als ‘Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

I m  H a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

des Kaufmanns Erwin
Klägers, Berufungsklägers, Revisionsklägers, 

- Prozeßbevollmächtigter5 Rechtsanwalt Br»

die Stadtgemeinde 
den Oberbürgermeister,

gegen
i, gesetzlich vertreten durch

Beklagte, Berufungsbeklagte, Revisionsbeklagte 
- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Br.

hat der V» Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 2» Mai 1956 unter Mitwirkung 
der Bundesrichter.Schuster, Br» Oechßler, Br» Großmann, 
Br» Bors che 1 und Br; Rothe

* \\für Recht erkannt?

Bie Revision gegen das Urteil des 6» 
Zivilsenats des Oberlandesgerichts Stuttgart 
vom 23c Juli 1954 - den Parteien am 5» August 
1954 an Verkündungs Statt zugestellt - wird 
auf Kosten des Klägers zurückgewiesen»

Von Rechts wegen



Tatbestands

Der Kläger, der gemeinsam mit dem Kaufmann Erwin
ein Lichtspielhaus einrichten und 

betreiben wollte, machte am 20» Mai 1952 dem Oberbürger­
meister der Beklagten den Vorschlag, in das 
ein aus dem 15* Jahrhundert stammendes Gebäude im Zentrum 
von f U B H f e h  ein Lichtspieltheater einzubauen« Das

ist Eigentum der Stadt Es war damals von
der Besatzungsmacht in Anspruch genommen, die die Bäume als 
Lagerräume benutzte» Der Kläger legte der Beklagten auf 
Veranlassung des Oberbürgermeisters mit einem Schreiben 
vom 30- Mai 1952 eine Schaubildskizze vor? der Oberbürger­
meister teilte dem Kläger mit Schreiben vom 24« Juni 1952 
mit, daß er den Antrag des Klägers dem Gemeinderat zur Her­
beiführung einer grundsätzlichen Entscheidung zuleiten 
werde» Am 14 o Juli 1952 kam ein Gemeinderatsbeschluß zustan­
de, wonach die Stadtverwaltung mit den Interessenten Ver­
handlungen über die Finanzierung der Umgestaltung des

und die näheren Bedingungen einer Verpachtung der 
Erdgeschoßräume zur Einrichtung eines Lichtspieltheaters 
führen sollte» Hierüber wurde der Kläger durch Stadtdirek- 

mündlich unterrichtet» Der Kläger und Erwin 
legten daraufhin in der Zeit bis 16» September 

1952 die Baupläne über den beabsichtigten Umbau, den Kosten­
voranschlag über 391*485 DM, einen Kapitalnachweis, eine 
Rentabilitätsberechnung und den Entwurf eines Erbbauver­
trags vor» Am 5* August 1952 hatte eine Besprechung zwischen 
dem Kläger und dem Oberbürgermeister stattgefunden, bei 
der von seiten des Klägers oder seiner Ehefrau erwähnt wur­
de, daß die Oberlassung d e s ^ j j j ^ H ^  auch auf Grund ei­
nes Erbbaurechts erfolgen könne. Mit Schreiben vom 21. Sep­
tember 1952 an die Beklagte bat der Kläger um baldige 
Beratung über das Projekt unter Hinweis auf bereits ausge-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


f-» ^  1— 1

I

1!*•

arbeitete Baupläne anderer Kinointeressenten,

Am 26« September 1952 stimmte der Gemeinderat dem 
Projekt grundsätzlich zu, hielt aber eine Abänderung des 
vom Kläger eingereichten Vertragsentwurfs für erforderlich 
und wies die Stadtverwaltung an, die Verhandlungen beschleu­
nigt zum Abschluß zu bringen« In der "Schwäbischen Zeitung*1 
vom 29« September 1952 erschien hierüber eine Mitteilung«
Am 2c Oktober 1952 wurde der Beschluß des Gemeinderats 
vom 26« September 1952 in der Frage der Kosten der Unter­
haltung des Bachgestühls geändert« Bie Verhandlungen mit 
dem Kläger wurden in der Folge im Auftrag der Stadtverwal­
tung von Stadtpfleger geführt« Diesem reichte der Klä­
ger im Oktober 1952 einen Entwurf für einen Mietvertrag 
und zwei Entwürfe über die Bestellung eines Bauernutzungs­
rechts in Anlehnung an das Wohnungseigentumsgesetz vom 15- 
März 1951 (BGBl I, 175) ein« Am 10, November 1952 erging 
ein weiterer Beschluß des Gemeinderats, aus dem hervorzu­
heben ist, die Überlassung des Kornhauses zum Einbau eines 
Lichtspieltheaters solle auf Grund eines Mietvertrags für 
die Bauer von 30 Jahren erfolgen, die Beklagte solle bei 
vorzeitiger Lösung des Vertragsverhältnisses als Entschä­
digung den tatsächlichen Einbauaufwand unter Abzug bestimm­
ter Beträge für die bis dahin abgelaufene Vertragsdauer 
bezahlen und die Unterhaltung des Gebäudes einschließlich 
des Baches und der Außenmauern solle den Mietern obliegen., 
Von diesem Beschluß gab Stadtpfleger dem Rechtsanwalt
Br. ^ ^  als dem Vertreter des Klägers mit Schreiben vom 
12. November 195.2 Kenntnis* In dem darauffolgenden Schrift­
wechsel zwischen dem Kläger und Stadtpfleger trat
der Kläger für die Einräumung eines Bauernutzungsrechts 
ein und machte auch hinsichtlich anderer Punkte des Ge- 
meinderatsbeschlusses abweichende Vorschläge. Ber Gemein­
derat bildete daraufhin in der Sitzung vom 1« Bezember 
1952 den sog« ' M H ^ a u s s c h u ß "  zur Prüfung der mit dem
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Projekt verbundenen Fragen* Per Ausschuß beschloß in sei­
ner Sitzung vom 5* Bezember 1952, dem Gemeinderat einen 
genau formulierten Vorschlag zu machen* Von diesem wurde 
auch Rechtsanwalt Br« 0 | 0  Mitteilung gemacht; darüber, ob 
diese Mitteilung ihm als Mitglied des Gemeinderats gemacht 
wurde, wie der Kläger behauptet, oder ob er sie als Ver­
treter des Klägers erhielt, wie die Beklagte behauptet, 
streiten die Parteien. Mit Schreiben vom 11* Bezember 1952 
legte Rechtsanwalt Br« 0 0 ^  als Vertreter des Klägers der 
Beklagten je einen Entwurf über die Bestellung eines Bau­
ernutzungsrechts und über einen Mietvertrag vor; in dem 
Schreiben erklärte er, 0 0 0 0  und 0 0 0 0 |  seien auch 
bereit, auf einen Mietvertrag einzugehen«

Währenddem zwischen den Parteien über das 
Projekt verhandelt wurde, hatte ein Konkurrent des Klä­
gers, Willi 0 H m >  der in Ravensburg schon ein anderes 
Lichtspieltheater betrieb, bei der Beklagten einen Antrag 
auf Genehmigung des Baus eines weiteren Lichtspieltheaters 
für 900 Personen, des heutigen 1H 0 0 0 0 ^ t t iea’fcers''» einge­
reicht, den die Beklagte in Arbeit nahm« 0 0 0  erwarb das 
für die Errichtung des von ihm geplanten Lichtspielthea­
ters erforderliche Grundstück in der ̂ P^^straße in 0 m i  00| im Oktober 1952, reichte am 23« Oktober 1952 ein Bau­
gesuch ein und begann im Wovember 1952 mit der Aushebung 
der Baugrube« ^ 0 0  bat dann auch in der Folge am 27« Ja­
nuar 1953 die Baugenehmigung erhalten»

In einer Sitzung vom 12« Bezember 1952 faßte der 
Gemeinderat den Beschluß, das 0 0 0 m  nicht zum Einbau 
und Betrieb eines Lichtspielhauses.« zu verwenden, und lehn­
te damit das Projekt des Klägers ab« Hierüber erschien 
in der "Schwäbischen Zeitung" vom 16. Bezember 1952 eine 
Mitteilung, in der als Gründe für die Ablehnung Gesichts­
punkte des Denkmalschutzes, Bedenken gegen die Bauer der
vorgesehenen Bindung der Stadt und der Umfang der sich



für die Stadt ergebenden Verpflichtungen angegeben wurden. 
Mit Schreiben vom 29« Dezember 19.52 teilte die Verwaltung 
der Beklagten dem Kläger und Brwin folgendes
mit*

"Der Gemeinderat hat nach eingehender Beratung 
in der Sitzung vom 12, d.M« Ihren Antrag auf Über­
lassung des Kornhauses zum Einbau eines Licht­
spieltheaters abgelehnt«"

Der Kläger verlangte hierauf von der Beklagten Er­
satz der ihm anläßlich der VertragsVerhandlungen nach dem 
14» Juli 1952 entstandenen Aufwendungen« insbesondere 
auch für die Honorarforderungen des Architekten Robert

in über 28*822 DM, die später auf 23*932 DM
ermäßigt wurde« Als diese Forderung abgelehnt wurde, er­
hob der Kläger gegen die Beklagte Klage auf Zahlung eines 
Teilbetrags von 25«000 DM nebst Zinsen«

Die Beklagte beantragte Klagabweisung.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen«

In der Berufungsinstanz stellte der Kläger den 
Antrag,

unter Abänderung des angefochtenen Urteils die 
Beklagte zur Zahlung von 25*000 DM nebst Zinsen 
zu verurteilen, hilfsweise, den Klagantrag dem 
Grunde nach für gerechtfertigt zu erklären und die 
Sache zur Verhandlung über die Höhe zurückzuverweiseru

Das Oberlandesgericht hat* die Berufung des Klägers 
zurückgewiesen«

Mit der Revision verfolgt dar Kläger seinen An­
spruch weiter, hilfsweise beantragt er Zurückverweisung- 
Die Beklagte beantragt Zurückweisung der Revision«



EntscheidungsgrUnde s

I« 1« Das Berufungsgericht führt ausg Schon bloße 
Vertrags Verhandlungen erzeugten, auch wenn sie nicht zum 
Vertragsschluß führten, ein Vertragsähnliches Vertrauens­
verhältnis mit der Verpflichtung, die im Verkehr erfor­
derliche Sorgfalt zu beachten« Vom Eintritt in Vertrags- 
verhandlimgen ab hafteten die Beteiligten für ein Ver­
schulden ihrer gesetzlichen Vertreter und ihrer mit Füh­
rung von Verhandlungen Beauftragten« Die Verpflichtung 
gehe zunächst auf die Offenbarung von Umständen, die für 
die Entschließung des anderen Teils von Bedeutung sein 
könnten« Die Verpflichtung werde weiter verletzt* wenn ein 
Beteiligter fahrlässig beim anderen die objektiv unbe­
gründete Hoffnung auf das Zustandekommen des Vertrags er­
wecke und ihn dadurch erkennbar zu Aufwendungen verleite, 
die beim Hichtabschluß nutzlos seien« Es bestehe auch die 
Pflicht, sich sorgfältig über die Umstände zu vergewissern, 
die Grundlage des eigenen Vertragswillens seien und von 
denen die eigene Bereitschaft zum Vertragsschluß abhänge« 
Wer für eine gewisse Dauer berechnete Verpflichtungen 
übernehme, habe dafür einzustehen, daß bei Vertragsschluß 
sorgfältig ermessen werde, ob er nach seinen Verhältnissen 
dauernd zur Erfüllung im Stande sein werde« Eine Schadens- 
ersatzpflicht werde auch dann zu bejahen sein, wenn die 
spätere Aufgabe der zunächst erklärten Abschlußbereit- 
schaft lediglich auf solche Gründe gestützt werden könne, 
die schon bei Einleitung der Verhandlungen hätten ge­
prüft und erkannt werden können« 'Es werde aber nur für 
den Vertrauensschaden, nicht für das Erfüllungsinteresse 
gehaftet«

2« Es müsse also das Verhalten der Beklagten in 
den einzelnen Verhandlungsabsehnitten geprüft werden, 
zuvor sei auf einige grundsätzliche Gesichtspunkte hin- 
zuweisen«
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Die Beklagte sei dem Kläger einerseits auf privat- 
rechtlicher Ebene als Eigentümerin d e e n t g e ­
gengetreten, über dessen Benutzung ein privatrechtlicher 
Vertrag habe geschlossen werden sollen« Bei der Bearbei­
tung des Baugesuchs des Klägers, ebenso wie seines Konkur­
renten sei die Beklagte Hoheitsträger gewesen«' Der
im Hechtsstreit geltend gemachte Anspruch entspringe dem 
Privatrecht, für den Klaganspruch seien daher nur von Be­
deutung die Erklärungen, die die Vertreter, insbesondere 
der Oberbürgermeister als der gesetzliche Vertreter der 
Beklagten, dem Kläger über das voraussichtliche Zustande­
kommen eines privatrechtliehen Vertrags gemacht hätten«

Der Kläger könne seinen Anspruch nicht unmittelbar 
auf Vorgänge stützen, die sich innerhalb der Organe der 
Beklagten abgespielt hätten. Er könne auf die spätere 
Abänderung eines dem Vertragsschluß zustiromenden Beschlus­
ses des Gemeinderats Ansprüche nur soweit gründen, als 
ihm der Beschluß im Rahmen der VertragsVerhandlungen aus­
drücklich eröffnet worden sei«

Ebensowenig könne der Kläger Hechte daraus ableiten, 
daß eine Partei im Gemeinderat oder der Oberbürgermei­
ster oder Teile der Stadtverwaltung auf den Gemeinderat 
dahin einzuwirken versucht hätten, daß dieser von einem 
Vertragsschluß absehe. Es komme vielmehr nur darauf an, 
was die Vertretungsbefugten dem anderen Teil im Rahmen 
der Verhandlungen erklärt hätten«

Die Revision hält diese theoretischen Ausführungen 
für zutreffend. Sie lassen jedenfalls keinen Rechtsirrtum 
zu Lasten des Klägers erkennen. Die Revision stimmt auch 
insofern dem Berufungsgericht zu, als hier nur die privat­
rechtlichen Beziehungen der Parteien zu beurteilen sei­
en und daß es nicht auf die Vorgänge interner Willens­
bildung, die nach außen nicht hervorträten, sondern nur
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auf das Verhalten und die Willensäußerung der Beklagten 
und ihrer Vertreter ankomme. Sie meint aber9 diese Grund­
sätze seien auf den vorliegenden Pall nicht zutreffend 
angewendet worden»

IIo Im einzelnen hat das Berufungsgericht dazu 
erwogen»

1« Nachdem der Kläger am 30» Mai 195?- nach Füh­
lungnahme mit dem Oberbürgermeister eine Schaubildskizze 
des geplanten Einbaues in das vorgelegt und
der Gemeinderat am 14» Juli 1952 beschlossen habe, "zu­
nächst mit den Antragstellern und weite­
re Verhandlungen über die Finanzierung der Umgestaltung 
des und ^ie näherenBedingungen einer Verpachtung
der Erdgeschoßräume zur Einrichtung eines Lichtspielthea­
ters zu führen, hätten Mitte Juli 1952 Besprechungen zwi­
schen Stadtdirektor P p p ^  einerseits und dem Kläger, 
seinem Teilhaber und den Architekten und
S t ^ P  andererseits stattgefunden, wobei P J P P P  den Klä­
ger aufgefordert habe,' "konkrete Vorschläge" zu bringen*
Die Zeugenaussagen darüber, was d i f e  gesagt habe, 
gingen auseinander, es bedürfe aber keiner Feststellung 
ci3S genauen Wortlauts seiner Äußerungen. Der Sachverstän­
dige, Dipl «Ing. Blaich habe darauf hingewiesen, daß zu 
einem "einmaligen" Umbauprojekt eines historischen Gebäu­
des eine Kostenschätzung nach einem Vorentwurf und nach 
dem umbauten Kaum nicht möglich sei, sondern daß ein ge­
nauer Entwurf nötig sei. Dem sei beizutreten angesichts 
der Bedeutung des p p ^ p p p ^  als eines der markantesten 
historischen Bauwerke der Stadt. Der Kläger habe auf Grund 
der Aufforderung p p p P ^  nicht eine vollständig fertige 
Massen- und Kostenberechnung nach dem Leistungsbild der 
Gebührenordnung für Architekten, die mit 10 $ der Gebühren 
zu berechnen wäre, sondern ein Mittelding zwischen einer 
solchen und einer überschlägigen Kostenschätzung, das mit

i
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5 $> der Gebühren zu bewerten sei, vorgeiegt. Nach der ei­

erfüllte Teilleistungen nur 10-574 DK zuzüglich 1.750 DM 
Spesen berechnet, während der Rest des mit 23«932 DM in 
Rechnung gestellten Honorars den Gegenwert für entgangenen 
Gewinn darstelle«

Grundlage für die von der Beklagten zu treffende Entschei­
dung notwendig gewesen und der Kläger habe diese Kosten auf 
alle Fälle aufwenden müssen, wenn er die Zustimmung der Be­
klagten zu seinem Vorschlag Habe erhalten wollen«

Daß im Juli 1952 eine Entscheidung im Sinne des Klä­
gers noch nicht gefallen sei, sei aus dem Wortlaut des Ge­
rne inderatsbeSchlusses zu entnehmen, der nur weitere Ver­
handlungen vorgesehen habe- Daß eine positive Entscheidung 
noch nicht Vorgelegen habe, habe auch der Kläger erkennen 
müssen, da damals noch keine Unterlagen vorhanden gewesen 
seien- Eine etwaige, von in Abrede gestellte Äuße­
rung dieses Zeugen, der Kläger und sein Teilhaber könnten 
damit rechnen, daß sie das bekämen, habe nur in
dem Sinn ausgelegt werden können, daß nach Ansicht des Zeu-

Beklagten bestehe»
# 9

Aber selbst wenn der Kläger Plan- und Kostenvoran­
schlag in der irrtümlichen Meinung in Auftrag gegeben haben 
sollte, die Beklagte habe sich mit der Ausführung des Vor­
habens schon einverstanden erklärt, stellten die Kosten 
dafür keine Aufwendungen dar, die durch ein Verschulden 
der Beklagten bei der Führung der Vertragsverhandlungen ent 
standen seien, denn diese Unterlagen wären auf alle Fälle 
notwendig gewesen und der Kläger würde sie auch vorgelegt 
haben; wenn er dazu nicht von Gindele aufgefordert worden 
wäre»

genen Aufstellung des Klägers habe der Architekt für

Die von Architekt erfüllte Teilleistung sei als
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Zur Vorlegung des vollständigen Baugesuchs habe die 
Beklagte keine Anregung gegeben und der Kläger habe erken­
nen müssen, daß er das mit der Fertigstellung des Baugesuchs 
vor Vertragsschluß verbundene Risiko selbst tragen müsse«

Daraus, daß die Beklagte das Baugesuch in Bearbei­
tung genommen habe, könne nicht auf eine Ersatzverpflichtung 
der Beklagten für die Kosten dieser Fertigung geschlossen 
werden« Denn schon die Planung und die Führung von Verhand­
lungen zur Verwirklichung eines wirtschaftlichen Vorhabens 
von solchen Ausmaßen verursache Kosten, die von vornhe­
rein als Wagnis in Rechnung gestellt werden müßten, da 
beim Scheitern der Verhandlungen regelmäßig kein Ersatzan­
spruch bestehe. Der Kläger habe auch erkennen müssen, daß 
die Gefahr, des schließlichen Scheiterns bei Verhandlungen 
mit einer öffentlichen Körperschaft besonders groß sei, 
weil mit der Erfahrungstatsache gerechnet werden müsse, daß 
Mehrheiten wechseln könnten und daß das Ergebnis einer künf­
tigen Abstimmung nicht voraussehbar sei, auch wenn sich 
bei der Entscheidung über eine Vorfrage zunächst eine Mehr­
heit für das Projekt ergeben habe. Daher stelle die Auf­
forderung, genaue Pläne und einen Kostenvoranschlag vor­
zulegen, weder ein schuldhaftes, zum-Ersatz der dazu erfor­
derlichen Aufwendungen verpflichtendes Verhalten dar, noch 
eine Erklärung im Sinne einer Garantie für das Zustande­
kommen des Vertrags. Es komme daher nicht darauf an, ob 
und wie der Oberbürgermeister der Beklagten sich in der 
Gemeinderatssitzung über die Rechtsfolgen eines Eintritts 
in Verhandlungen geäußert habe, so daß dem Antrag auf 
Vernehmung des Stadtrats nicht zu entsprechen sei,
Ein Verschulden der Beklagten sei also bis zum Beginn der 
Verhandlungen des Klägers mit Stadtpfleger nicht 
festzustellen.

Der Grund für die Verneinung der Ersatzpflicht für 
das Honorar des Architekten gelte entsprechend für
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die Honorarforderungen des Architekten 0 0 0 9 des Rechts­
anwalts Dr. der Ehefrau des Klägers, seiner Auslagen
und der seines Teilhabers, wobei nicht zu prüfen sei, ob 
die Forderungen überhaupt begründet seien und Grundlage 
eines Schadensersatzanspruchs des Klägers gegen die Be­
klagte bilden könnten»

Die Revision sieht schon in dem Verhalten der Beklag­
ten in der Zeit zwischen dem 24- Juni und 17- Juli 1952 ein 
Verschulden- nachdem der Oberbürgermeister am 24- Juni 1952 
eine «grundsätzliche” Entscheidung des Gemeindetats in Aus­
sicht gestellt und 0 0 ^ 0  geäußert habe, der Kläger und 
sein Teilhaber könnten damit rechnen, daß sie d a s ^ ^ ^  
0 / 0  bekämen und nachdem 00[^0  den Stadtbaumeister zur 
Herausgabe der städtischen Pläne des 0 / 0 0 / 0  veranlaßt 
und die Architekten angewiesen habe, die Planungen im Ein­
vernehmen mit dem Stadtplanungsamt durchzuführen, habe das 
Verhalten der Beklagten nach Treu und Glauben nicht anders 
aufgefaßt werden können,' als daß die grundsätzliche Ent­
scheidung gefallen sei, daß im 0///f^/ ein Lichtspiel­
theater eingerichtet werden sollte, und daß nur die Rechts­
form und die technische Form noch zu finden sei. Wenn das 
Berufungsgericht meine, aus dem Gemeinderatsbeschluß vom 
14- Juli 1952 sei zu entnehmen, daß die Entscheidung noch 
nicht gefallen sei, so setze es sich mit seiner eigenen 
Darlegung in Widerspruch, denn dieser Beschluß betreffe 
nur die interne Willensbildung, wesentlich seien aber allein 
die Erklärungen des Oberbürgermeisters und des Stadtdirek­
tors gewesen und es sei für den Kläger und seine Berater 
festgestanden, daß das Kornhaus umgebaut werden dürfe, 
und nur deshalb habe der Kläger den Auftrag an den Archi­
tekten erteilt und gesagti «Jetzt wagen wir{s«o

Diese Einwenduungen sind nicht stichhaltig- Selbst 
wenn dem Kläger der Wortlaut des Beschlusses des Gemeinde- 
rats nicht bekannt gegeben worden Bein sollte, so stellt

iJ
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das Berufungsgericht doch fest, daß aus den Äußerungen
der Kläger habe entnehmen müssen, daß eine positive 

Entscheidung noch nicht vorliege, selbst wenn ^ 1 s i c h  
in der vom Kläger behaupteten von ihm in Abrede gestellten 
Form geäußert hätte» Penn es handelte sich um ein so großes 
Bauvorhaben, daß ohne ins einzelne gehende Prüfung und ohne 
Übersicht über die technischen, rechtlichen und finanziellen 
Probleme, die dabei auftauchten, eine bindende Entscheidung 
gar nicht getroffen werden konnte« Biese fragen sind so wich­
tig und für das ganze Vorhaben so notwendig, daß eine 11 grund­
sätzliche “Entscheidung nur den Willen zu weiteren Verhand­
lungen bedeuten konnte* Bie Ausführung der Revision, es 
verstoße gegen Benk- und Erfahrungssätze, anzunehmen, daß 
der Kläger auch dann den Auftrag erteilt haben wür­
de, wenn nicht den positiven Auftrag dazu gegeben
hätte, geht fehl« Ber Stadtdirektor hat allerdings den Klä­
ger aufgefordert, Unterlagen und Pläne vorzulegen, aber das 
war notwendig, um überhaupt weiter zu kommen und es wäre 
nur dann unnötig gewesen, wenn die Beklagte von vornherein 
das Vorhaben des Klägers abgelehnt hätte« Ein Rechtsirrtum 
ist auch, entgegen der Meinung der Revision,in der Auffassung 
des Berufungsgerichts nicht zu finden, die Aufwendungen für 
die Pläne und Vorarbeiten gehörten zu.dem Risiko, das der 
auf sich nehmen müsse, der einem andern einen Vertragsab­
schluß vorschlage« Im vorliegenden fall ist der Kläger an 
die Beklagte herangetreten, er hat, wie die ganzen Vorhand-' 
lungen zeigen, ein besonderes Interesse am Zustandekommen 
des Vertrags» Er mußte, wenn die Verhandlungen zu einem Ziel 
führen sollten, darlegen, wie er sich das ganze Vertrags­
verhältnis und die Burchführung seines Planes denke, um die 
Beklagte für sein Projekt zu gewinnen. Ba ohne nähere Grund­
lagen die Beklagte nicht geneigt gewesen wäre, einen Ver­
trag abzuschließen, dies auch von ihr nicht erwartet werden 
konnte, der Kläger aber in erster Linie daraufhinstrebte, 
mußte er diese Unterlagen beschaffen, wenn er etwas erreichen
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wollte« Es mag richtig sein, daß das Projekt beiden Teilen 
Vorteile bringen und deswegen auch den Interessen beider 
Teile dienen sollte, aber doch erst, wenn die Beklagte die 
Bedenken, die sie hegte, zurückstellen konnte und sich auf 
Grund der ihr vorzulegenden Pläne und sonstiger Vorarbeiten 
Überzeugen konnte, daß der Abschluß eines Vertrags in ihrem 
Interesse liege« Daß die Beklagte dabei den Kläger dadurch 
unterstützte, daß sie ihm Pläne ihres Bauamts zur Verfügung 
stellte und ein Zusammenarbeiten mit dem Stadtplanungsamt 
empfahl, steht nicht entgegen« Wenn aber der Kläger der Auf­
fassung war, daß die Stadt sich an den Kosten der Vorarbei­
ten beteiligen müsse, hätte er dies vorher zum Ausdruck 
bringen und abwarten müssen, ob die Stadt darauf eingehe«

Es ist richtig, daß es keinen Unterschied machen darf, 
ob mit einem Privatmann oder einer öffentlichen Körperschaft 
wegen Abschluß eines Geschäfts verhandelt wird, und daß diese 
wegen Verschuldens bei Vertragsschluß ebenso einstehen muß 
wie jener. Aber gerade deshalb wird die öffentliche Körper­
schaft wegen ihrer Verantwortung gegenüber ihren Bürgern um­
so vorsichtiger sein, sich zu binden und sich auch bei Ver­
handlungen die Hand so lange freihalten, bis sie in der Lage 
ist, die Tragweite des Geschäfts ganz zu übersehen. Es hätte 
auch einem Privatmann nicht zugemutet werden können, beim 
Pehlen aller Unterlagen seinem Verhandlungsgegner den Ab- * 
Schluß des Vertrags schon sicher in Aussicht zu stellen«

2« Das Berufungsgericht untersucht das Verhalten der 
Beklagten weitert Am 26. September 1952 habe der Gemeinde­
rat der Beklagten einen Beschluß gefaßt, über dessen Inhalt 
im Bl 24-9 und Bl 301 der Akten zwei Passungen vorlägen, die 
nicht ganz miteinander überein stimmten. Es liege aber kein 
Grund vor, die Richtigkeit und Vollständigkeit des vorgeleg­
ten Beschlusses und der Beschlüsse vom 10. November, vom 1 
und 12, Dezember 1952 2u bezweifeln. Das Berufungsgericht habe 
nicht die Vorlage der amtlichen Niederschrift angeordnet, was
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zu einer weiteren Verzögerung der Entscheidung geführt häfe­
te® Das Schriftstück Bl 249 GA sei eine als Instruktion 
dienende Aktennotiz; wenn sie gewisse Abweichungen von den 
Auszügen aus der Niederschrift in Bl 301 GA enthalte> könne 
daraus nicht geschlossen werden, daß diese unrichtig oder 
unvollständig seien« Es sei vielmehr davon auszugehen, daß 
die vorgelegten Auszüge -den Niederschriften entsprächen®
Der wesentliche Inhalt des Beschlusses vom 26® September
1932 sei, daß der Gemeinderat sich grundsätzlich mit dem/
Einbau des Lichtspieltheaters einverstanden erklärt habe, 
wenn man bei den noch zu führenden Vertragsverhandlungen 
zu einer Einigung komme®

Es sei nicht anzunehmen, daß der Zeuge Stadtpfleger 
die Verhandlungen zwischen dem 3« und 18® Oktober 1952 

nur zum Schein geführt habe, um den Anschein der Verband! 
lungsbereitschaft der Beklagten aufrecht zu erhalten. Das 
werde auch vom Kläger nicht behauptet® Der Kläger könne auch 
die Unterstellung nicht beweisen, sei von der Stadt­
verwaltung absichtlich mit ungenügenden Instruktionen vor­
geschoben worden, um den Kläger hinzuhalten® Die Spärlich­
keit der erteilten Instruktion* Reiche zu dieser Annahme
nicht aus, da die Gemeinderatsbeschlüsse allgemeine Richt­
linien enthielten und es nicht anzunehmen sei, daß das Bür­
germeisteramt schon ins einzelne gehende Gedanken gehabt 
habe® Auch der Kläger habe einen Mietvertragsentwurf erst 
am 9* Dezember*1952 vorgelegt, obwohl, wie das Berufungsge­
richt feststellt, der Ehefrau des Klägers schon am 3* Oktober 
der Beschluß des Gemeinderats vom 26® September 1952 in der 
Form einer Aktennotiz dadurch mitgeteilt worden sei, daß 
ihr diese zum Durchlesen gegeben worden sei® Mit Schreiben 
vom 12« November 1932 sei dem Kläger auch der Wortlaut des 
Beschlusses vom 10® November 1952 mitgeteilt worden® Da der 
Kläger sich mit der Vorlage eines Mietverta%sentwurfs so 
lange Zeit gelassen habe, könne daraus, daß die Beklagte
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sich abwartend verhalten habe, nicht auf mangelnden Ver­
tragswillen und Führung von Scheinverhandlungen geschlossen 
werden« Auch ’aus der Forderung nach Übernahme der Unterhal­
tungskosten des Daches des könne man nicht ent­
nehmen, daß die Beklagte die Verhandlungen habe zum Schei­
tern bringen wollen« Eine solche'Vertragsbedingung sei auch 
nicht unzumutbar«

Der Kläger wolle seine Behauptungen, die Beklagte sei 
etwa von September 1952 an zum Anschluß eines Vertrags mit 
ihm nicht mehr gewillt gewesen, auch darauf stützen, daß 
das Stadtplanungsamt im Einverständnis mit dem Oberbürger­
meister die Baupläne seines Konkurrenten 0//} nach Kräften 
gefördert, das Genehmigungsverfahren besonders beschleunigt 
durchgeführt und sich für baldige Erteilung der Genehmigung 
durch das Regierungspräsidium eingesetzt habe« Das könne als 
richtig unterstellt werden« Daraus könne aber kein Schluß 
auf'das Fehlen eines Vertragswillens gezogen werden«

Die Beklagte sei als Baubehörde verpflichtet gewesene 
das Baugesuoh des ̂ [ p P  zu behandeln, sie sei andererseits 
nicht verpflichtet gewesen, dem Kläger davon Mitteilung zu 
machen, zumal dieser davon unterrichtet gewesen sei«

Der Leiter des Stadtplanuhgsamts und auch'der Ober­
bürgermeister seien durch die schwebenden Verhandlungen auch 
nicht verhindert gewesen, eine andere Lösung der Kinofrage 
zu unterstützen als ,die vom Kläger angestrebte« Dazu gehöre 
auch die persönliche Rücksprache des Stadtplanungsamts am 
6« Dezember 1952 beim Regierungspräsidium« Das Verhalten 
der zuständigen Stellen der Beklagten sei auch auf die vom 
Kläger erhobene Aufsichtsbeschwerde hin nicht beanstandet 
worden«

Die Entscheidung über den Abschluß des Vertrage -habe 
bei dem Gemeinderat gelegen« Dieser habe durch Beschluß vom 
10« November 1952 dem Kläger erneut ein ernstgemeintes, ihm



günstiges Angebot gemacht, das aller Voraussicht nach zum 
Abschluß eines Vertrags geführt hätte, wenn es der Kläger 
angenommen hätte® Der Gemeinderat habe am 1. Dezember 1952 
durch Einsetzung einer besonderen Kommission gezeigt, daß 
er Interesse am Abschluß eines Vertrags habe. Es könne da­
her nicht gesagt werden, die Verhandlungen seien nur geführt 
worden, um den Kläger hinzuhalten, und seien sabotiert wor­
den, auch wenn Teile der Stadtverwaltung und vielleicht 
auch der Oberbürgermeister von einem gewissen Zeitpunkt an 
anders gedacht hätten als die dem Kläger günstige Mehrheit 
desGemeinderats. Daß die Verhandlungen nicht zum Erfolg 
geführt hätten, sei der zögernden Haltung des Klägers zuzu­
schreiben, der erst am 9* Dezember 1952 Zugeständnisse in 
der Präge der Hechtsform des abzuschließenden Vertrags und 
in der Präge der Übernahme der Dachunterhaltung gemacht habe. 
Erst das Entgegenkommen in der Präge der Rechtsform habe 
den Weg freigemacht für Verhandlungen über die heikle Präge 
der Entschädigung bei vorzeitiger Beendigung des Vertrags­
verhältnisses o Es sei daher festzustellen, daß der Kläger 
durch sein Verhalten verschuldet habe,' daß die Verhandlun­
gen nicht vor der Sitzung vom 12. Dezember 1952 zu einer 
Einigung geführt hätten. Jedenfalls sei der Beweis nicht 
erbracht, daß die Verhandlungen von der Beklagten nur zum 
Schein und ohne die Absicht, zu einem Vertragsabschluß zu 
kommen, geführt worden seien.

Das Berufungsgericht fährt dann fort? Der Gemeinde­
rat habe am 12. Dezember 1952 entgegen seiner bisherigen 
Stellungnahme beschlossen, die Überlassung des 
zum Einbau und Betrieb eines Kinos abzulehnen. Der Kläger 
behaupte, dieser Beschluß sei nur aus Beweggründen gefaßt 
worden, über die der Gemeinderat sich längst hätte klar 
sein können. Der letzte Vertragsentwurf des Klägers habe bei 
der Beschlußfassung nicht Vorgelegen, es sei auch über die 
Vorschläge des Kornhausausschusses nicht verhandelt worden*



Es komme aber nicht darauf an, aus welchen tatsächli­
chen Beweggründen der Anspruchsgegner seine Vertragsbereit­
schaft aufgegeben habe, sondern ob triftige, erst im Laufe 
der Verhandlungen erkennbar gewordene Gründe dafür vorhan­
den seien,, Es sei daher nicht entscheidend, aus welchen 
Beweggründen die einzelnen Gemeinderäte ihre Stimme abgege­
ben hätten« Es komme auch auf den Inhalt der der Abstimmung 
vorangegangenen Verhandlung nicht an„ Es sei daher die Vor­
lage der Niederschrift über diese Verhandlung nicht ange­
ordnet worden«» Es könne auch dahingestellt bleiben, ob ein­
zelne Beteiligte darüber verärgert gewesen seien, daß sich 
die Ehefrau des Klägers beschwerdeführend an den Minis terprii 
sidenten von Baden-Württemberg gewandt habe*

Es komme darauf an, ob am 12« Dezember 1952 neue Ge­
sichtspunkte für eine Ablehnung in solchem Umfang vorhanden 
gewesen seien, daß ein Abbruch der Verhandlungen auch unter 
Berücksichtigung der von dem Kläger bereits gebrachten Opfer 
nach Treu und Glauben gerechtfertigt gewesen sei«, Dabei sei 
auch zu berücksichtigen, daß der Kläger die Beklagte vorher 
nie darauf hingewiesen habe, daß ihm so hohe Aufwendungen 
entstünden«- Dieser Hinweis wäre aber erforderlich gewesen, 
wenn der Kläger den Einwand eines möglicherweise sogar über­
wiegenden eigenen mitwirkenden Verschuldens habe abwenden 
wollen«, Da die Kosten für Architektenleistungen unvermeid­
bar gewesen seien und auf die Entstehung sonstiger besonders 
hoher Kosten nicht hingewiesen worden sei, habe der Gemein^ 
derat damit rechnen können, daß die Kosten des Klägers 
sich im üblichen Rahmen hielten«, ♦

Bei den Verhandlungen habe die Entschädigung für die 
Kosten des Einbaues für den Pall der vorzeitigen Beendigung 
des Vertrags eine große Rolle, gespielt. Das Risiko der Be­
klagten sei nun erheblich größer geworden, wenn zu dem vom 
Kläger geplanten und den beiden bereits bestehenden Kinos 
noch ein weiteres gleichgeartetas Unternehmen hinzukomme„
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Nun habe der Konkurrent des K l ä g e r s , a m  23» Oktober
1952 ein Baugesuch Uber die Errichtung eines großen Licht­
spieltheaters auf einem eigenen Grundstück eingereicht,
es sei damit zu rechnen gewesen, daß die Baugeneh­
migung demnächst erhalten werde, was auch am 27» Januar
1953 geschehen sei» Dazu, daß dieses Baugesuch des
so rasch habe erledigt werden können, möge eine entgegen­
kommende Behandlung durch das Stadtplanungsamt beigetragen 
haoen, das dabei aber nicht gegen gesetzliche Vorschriften 
verstoßen habe» Dieses Entgegenkommen habe keine große 
Bedeutung für den Verlauf der Binge gehabt, denn das Ge­
such habe ordnungsmäßig behandelt werden müssen und die 
zuständigen Stellen der Stadt hätten Wert darauf legen müs­
sen, den Vorwurf zu vermeiden, die Erledigung sei im Hin­
blick auf das ̂ J j m ^ p r o j e k t  verzögert worden« Entschei­
dend sei, daß zur Zeit der Einreichung des Baugesuchs des 
Burth die Parteien von einer Einigung noch weit entfernt 
gewesen seien« habe somit unverzüglich mit dem Bau
beginnen können, während dies dem Kläger erst nach Erledi­
gung seines eigenen Baugesuchs und der Freigabe des

durch die Besatzungsmacht möglich gewesen wäre» Dazu 
hätte der Bau des Klägers wegen seiner technischen Schwie­
rigkeit möglicherweise auch längere Zeit in Anspruch ge­
nommen« Anfang Dezember habe die Beklagte damit rechnen müs­
sen, daß dem Kläger mit der Eröffnung des neuen Kinos
cuvorkommen werde und dadurch sei das Risiko der Beklagten 
nicht unwesentlich größer geworden« Damit sei eine neue 
Sachlage geschaffen worden» Wenn der Gemeinderat daraufhin 
die Frage der Zweckmäßigkeit des Vertragsschlusses erneut 
geprüft habe und zu einem verneinenden Ergebnis gekommen 
sei, so habe er nicht gegen die aus dem Eintritt in Ver­
tragsverhandlungen entstandenen Verpflichtungen verstoßen- 
Es sei dabei gleichgültig, ob der Gegenstand der Beschluß­
fassung vor der GemeinderatSitzung mitgeteilt worden sei
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und daß der Kläger sich am 11« Dezember 1952 zu einer L i ­
derung der Formulierung" des Vertrags bereit erklärt habe« 
Denn das Risiko einer starken Belastung des städtischen Haus­
halts, falls der Kläger finanziell nicht durchhalte, habe 
durch eine Änderung der Formulierung nicht ausgeschlossen 
warden können«

Auch.die Einwendungen, die die Revision gegen diese 
Ausführungen erhebt, sind nicht begründet« Es kann ange­
sichts der Darlegungen des Berufungsgerichts nicht als rich­
tig anerkannt werden, wenn die Revision behauptet, es hätten 
sich seit Beginn der Verhandlungen am 20« Mai 1952 weder 
wirtschaftliche, noch technische, noch rechtliche, noch per­
sönliche Momente ergeben, die nicht am 20« Mai oder 17« Juli 
1952 schon hätten erkannt werden können. Wenn die Revision 
meint, dem Kläger könne kein Vorwurf daraus gemacht werden, 
daß er den Entwurf eines Mietvertrags "erst" am 11. Dezem­
ber 1952 vorgelegt habe, so ist zu sagen, daß das Berufungs­
gericht auf dieses verzögerliche Verhalten des Klägers nur 
hingewiesen hat, um darzutun, daß der Beklagten der Vorwurf 
mangelnden Vertragswillens und der Führung von Scheinver­
handlungen nicht gemacht werden kann«

Die Revision sieht ein Verschulden der Beklagten darin, 
daß diese mit dem Kläger verhandelt und gleichzeitig das 
Vorhaben des des Konkurrenten, ungewöhnlich gefördert
habe, wofür sie- eine Reihe von Umständen anführte. In der 
Beurteilung dieses Punktes kann aber ein Rechtsirrtum des 
Berufungsgerichts nicht gesehen werden. Die Beklagte stand 
dem Kläger und in grundsätzlich verschiedener Weise
gegenüber. wollte auf eigenem Grund und Boden bauen.
Ihm mußten nur die öffentlich rechtlich erforderlichen Ge­
nehmigungen erteilt werden und er hatte wie jeder Bürger 
Anspruch darauf, daß sein Gesuch ordnungsmäßig behandelt und 
auch wohlwollend gefördert werde, d.h. daß ihm gesetzlidh.
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mögliche Befreiungen von ihm hinderlichen Vorschriften 
gewährt würden, wenn dies sachlich zu verantworten war«.
Die Beklagte hätte im Gegenteil ihre Pflicht verletzt, wenn 
sie aus fiskalischen Gründen, weil sie mit dem Kläger ein 
Privatrechtsgeschäft machen wollte, das Baugesuch 0 ^ ^  
verzögert oder aus diesen Gründen an Burth strengere An­
forderungen gestellt hätte als an einen andern Angehörigen 
der Gemeinde, Im Verhältnis zwischen dem Kläger und der 
Stadt handelte es sich dagegen darum, daß erst die privat­
rechtlichen Grundlagen gelegt werden mußten, auf denen das 
öffentlichrechtliche Verfahren auf Genehmigung des Bauvor­
habens und des Kinobetriebs sich aufbauen könnte* Es ist 
gerade, im Gegensatz zu der Auffassung der Revision, wesent­
lich, daß das Verfahren der städtischen Behörden im Pall 
der Baugenehmigung 0j^^ auf Beschwerde des Klägers über 
bevorzugte Behandlung dieses Gesuchs hin von der Aufsichts­
behörde nicht beanstandet worden ist* Die Revision vermißt 
nun eine Peststellung darüber, wer von den beiden Konkur­
renten, oder der Kläger, finanzkräftiger gewesen sei
und bei einem Konkurrenzkampf durchgehalten hätte« Sie meint, 
die Beklagte habe dafür die Beweislast gehabt. Dieser Ge­
sichtspunkt ist aber nicht maßgebend. Es genügt, daß da­
durch, daß vor dem Unternehmen des Klägers ein weiteres 
Lichtspielhaus in 0 0 t t t t 0  eröffnet worden wäre, jeden­
falls ein wesentlich größeres Risiko auch für die Beklagte 
entstanden wäre, und es mußte der Beklagten unbenommen 
sein, ihre Vertragsbereitechaft unter diesen Umständen, 
die sie nicht etwa^in einer Treu und Glauben widersprechen­
den Weise herbeigeführt hat, nochmals zu überprüfen*

Daß das Berufungsgericht nicht die Vorlegung der voll­
ständigen Niederschrift über die Gemeinderatssitzung am 
12o Dezember 1952 verlangte, ist kein Prozeßverstoß* Der 
Kläger hatte auf die Vorlegung dieser Urkunde schon deshalb
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keinen Anspruch, weil sie für die Entscheidung des Rechts­
streits im Wege des Urkundenbeweises nicht wesentlich war, 
Denn das Berufungsgericht steht mit Recht auf dem Stand­
punkt - und die Revision hat diesem sogar ausdrücklich ge­
billigt - daß es auf die inneren Gründe, die die Gemeinde­
ratsmitglieder zu ihrer Stimmabgabe veranlaßten und voll­
ends auf das, was einzelne Mitglieder in der Debatte zur 
Begründung vortrugen, nicht ankomme und daß deshalb eine 
Vorlegung nicht habe angeordnet werden müssen* Auf die Grün­
de, die in der Pressenotiz der Schwäbischen Zeitung vom 16, 
Dezember 1952 angeführt sind, ist vom Berufungsgericht nur 
ganz beiläufig hingewiesen worden, nachdem der maßgebende 
Grund schon vorher in abschließender Weise erörtert war«

5-- Die Revision behauptet weiter, es sei durch den 
Beschluß des Gemeinderats vom 26* September 1952 nicht nur, 
wie das Berufungsgericht annehme, ein vertragsähnliches 
Vertrauensverhältnis, sondern mindestens ein Vorvertrag 
zustande gekommen* Im Hinblick darauf, daß auch bei der 
Hgrundsätzlichen Zustimmung” zum Umbau des zu
einem Lichtspielhaus die Porm und die Dauer des Vertragsver­
hältnisses, vor allem aber die technische Plangestaltung 
und die Pestsetzung der gegenseitigen Rechte und Pflichten 
noch völlig offen blieb, kann darin, daß das Berufungsge­
richt keinen Vorvertrag angenommen hat, ein Rechtsverstoß 
nicht gesehen werden*

Die Revision meint nun, selbst bei Annahme eines nur 
vertragsähnlichen Rechtsverhältnisses sei durch das Zuvor­
kommen eines Konkurrenten die Vertragsgrundlage erschüttert 
worden* Die Lehre vom Wegfall der Geschäftsgrundlage müsse 
auch auf ein vertragsähnliches Rechtsverhältnis angewendet 
werden* Der Wegfall der Geschäftsgrundlage führe auch in 
diesem Pall nicht zu einer völligen Nichtigkeit oder zu 
einem Rücktrittarecht* Umfang und Inhalt der sinh dann



« 2 2 -

✓

ergebenden Rechte seien vielmehr im einzelnen Pall nach 
Treu und Glauben zu beurteilen und zu bemessen«,

Dabei sei zu beachten, daß das Projekt den Interessen 
beider Parteien gedient habe und daß die Beklagte den Klä­
ger zu besonderen Ausgaben veranlaßt habe, die er bei so­
fortiger Ablehnung seines Planes nie auf sich genommen 
hätte» Rach oLl^aer Abrede habe die Beklagte genau so das 
Risiko des Gelingens des Vorhabens getragen, wie der Klä­
ger, und könne sich nicht entschädigungslos davon lossagen«. 
Dazu komme, daß die Beklagte ndurch eine entgegenkommende 
Behandlung durch das Stadtplanungsamt dazu beigetragen*1 
habe, daß der Konkurrent einen Vorsprung erhalten
habe, wobei es gleichgültig sei, ob dies schuldhaft oder 
nicht schuldhaft geschehen sei. Wenn dazu noch die wirt­
schaftliche Kraft einer Stadt im Verhältnis zu einem Kauf­
mann von der Art des Klägers berücksichtigt würde, geböten 
Treu und Glauben, daß die Stadt mindestens den erheblichsten 
Teil des Schadens tragen müsse*

Die Revision geht dabei, wie oben schon dargelegt, 
von unrichtigen Grundlagen aus» Ob das Projekt den Interes­
sen beider Parteien dienen solle, ließ sich erst ermessen, 
wenn die Beklagte sich auf der Grundlage der von dem Klä­
ger beizubringenden Unterlagen ein Bild machen konnte, ob 
das Vorhaben für sie tragbar sei* Wenn beide Teile von 
vornherein an der Sache interessiert gewesen wären, hätte 
es nahe gelegen, daß beide Teile die Kosten der Vorarbeiten 
gemeinsam übernehmen sollten, dann aber auch für den Pall, 
daß es zu einem Vertrag kommen sollte« Das hätte aber aus­
drücklich vereinbart werden müssen und es ist nichts dafür 
vorgebracht, daß die Beklagte sich zu einer solchen Verein­
barung bereit erklärt hätte oder daß ein solches Ansinnen 
überhaupt an sie gestellt worden sei« Stillschweigend kann 
eine solche Vereinbarung nicht angenommen werden, wenn die
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Beklagte als Voraussetzung für weitere Verhandlungen die 
Vorlage der technischen und finanziellen Unterlagen wünsch­
te und der Kläger diesem Verlangen statt gab*

Im übrigen besteht kein Bedürfnis, die Grundsätze 
des Wegfalls der Geschäftsgrundlage auch auf Vertragsver­
handlungen, die noch nicht zu«einem Vertrag geführt haben, 
anzuwenden- Bei einem geschlossenen Vertrag besteht eine 
feste Vertragsgrundlage und aus dieser ergeben sich bestimm­
te Rechte und Pflichten- Die Lehre vom Wegfall der Geschäfts­
grundlage soll nun die Möglichkeit geben, Härten zu mil­
dern, die sich daraus, ergeben, daß eine der Vertragspartei­
en an diesem Vertrag festgehalten werden soll, obwohl die 
Vertragsgrundlage sich in einer Weise geändert hat, die 
nicht vorausgesehen werden konnte* Bei bloßen Vertragsver- 
handlungen ist es dagegen immer unsicher, ob ein Vertrag 
zustande kommt, denn grundsätzlich ist jede Partei erst 
gebunden, wenn der Vertrag geschlossen ist* Das Bezeich- 
nande des Stadiums der Verhandlungen ist gerade die Unsi­
cherheit, ob es zu einer Bindung der Parteien kommt« Wenn 
nun vor Abschluß des Vertrags endgültige Entscheidungen ge­
troffen werden müssen, wenn z-B- vor Abschluß des Vertrags 
Kosten aufgewendet werden müssen ohne Rücksicht darauf, 
ob der Vertrag zustande kommt oder nicht, weil das Ergeb­
nis, das mit diesen Kosten geschaffen werden soll, die 
Voraussetzung der Weiterführung der Verhandlungen ist, so 
kann von einem Wegfall der Geschäftsgrundlage nicht ge­
sprochen werden, denn diese soll erst geschaffen werden«
Es bedarf in diesem Punkt vielmehr einer ausdrücklichen 
oder aus dem Inhalt der VertragsVerhandlungen zu entnehmen­
den Vereinbarung, wer diese Kosten zu tragen hat und die 
Grundsätze über die culpa in contrahendo reichen zum 
Schutz der Vertragsparteien aus*
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Daß die Beklagte in ihrer Eigenschaft als öffent­
liche Behörde sich auch mit dem Baugesuch des zu
befassen hatte und ihr Verhalten in dieser Angelegenheit 
durch Gesetz und Dienstanweisung festgelegt war, und 
daß die Beklagte der wirtschaftlich stärkere Teil ist, 
ist nach Treu und Glauben für die Haftung der Beklagten 
ohne Belang*

Die Klage ist daher mit Recht abgewiesen worden 
und die Revision war auf Kosten des Klägers zurückzu- 
weisen«

Schuster Dr. Oechßler Dr„ Großmann
Dr„ Dorschei Rothe


	2476 096

	- 7 -



